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Anmerkung des Auswärtigen Amtes vom 28. November 2011 zum Satz 
"Deutschland stimmte am Freitagabend als  einer von lediglich drei Staaten, die die 

Oslo-Konvention ratifiziert haben, für den US-Entwurf für ein schwächeres Streu-

munitions-Abkommen.":
"Diese Darstellung ist falsch. Weder hat Deutschland für einen US-Entwurf ges-

timmt noch hat es eine solche Abstimmung überhaupt gegeben. Der schlussendlich 
am Freitag zur Entscheidung vorgelegte Entwurf für ein "Zusatzprotokoll Nr. 6 über 

Streumunition" zur "Konvention über bestimmte konventionelle Waffen" wurde nicht 

per Abstimmung, sondern per Konsensprinzip wegen offensichtlich nicht vorhande-
nen Konsenses abgelehnt.

Wenn es eine Abstimmung gegeben hätte, hätte  Deutschland im  Übrigen mit Nein 
gestimmt, weil der finale Text des Entwurfes aus deutscher Sicht zutiefst unbefrie-

digend war und den humanitären Schutz vor Streumunition nicht verbessert, son-

dern aufgeweicht hätte."

Dazu wiederum der Autor des Artikels,  Andreas Zumach: 
Die Darstellung des AA ist zumindest grob irreführend. Am Ende der Genfer Konfe-

renz am Freitag (25.11.) fragte der Vorsitzende ausdrücklich, ob einer der Teilneh-

merstaaten den Entwurf ablehnt. Deutschland meldete sich NICHT. Doch eine Grup-
pe von 53 Staaten, die schon zuvor ihre Ablehnung zu Protokoll gegeben hatten 

(Deutschland gehört NICHT dazu), bekräftigte  in einer Stellungnahme diese ableh-
nende Haltung. Damit war klar, dass der für eine Annahme des Entwurfs erforderli-

che  Konsens aller Teilnehmerstaaten nicht existierte. Eine formale Abstimmung ü-

ber den Entwurf war dann nicht mehr erforderlich.
Das Verhalten Deutschlands wurde von sämtlichen Nichtregierungsorganisationen 

sowie von anderen MedienbeobachterInnen und Teilnehmerstaaten als Zustimmung 
Deutschlands zu dem  Entwurf verstanden - und konnte angesichts des Verhaltens 

der deutschen Delegation während der zwei Genfer Verhandlungswochen 

(14.-25.11.) auch nicht anders verstanden werden. Unter allen Vertragsstaaten der 
Oslo-Konvention engagierte  sich Deutschland gemeinsam mit Frankreich und Aust-

ralien am stärksten für ein zweites Abkommen mit schwächeren Standards. 
Deutschland sei nur noch für das Verbot „von Streumunition ohne Sicherheitsme-

chanismen“, erklärte die deutsche Delegation in der ersten Genfer Verhandlungs-

woche in klarer Abkehr von den Bestimmungen der Oslo-Konvention.
Den am  Montag letzter Woche (21.11.) vorliegenden Entwurf für ein Abkommen 

bewertete die deutsche Delegation als  „Fortschritt für das humanitäre  Völkerrecht“ 
- und dies kurz nachdem der Präsident des IKRK , Jakob Kellenberger, öffentlich das 

genaue Gegenteil erklärt hatte. Der IKRK-Präsident warnte ausdrücklich vor einem 

zweiten Abkommen, "mit dem erstmals in der Völkerrechtsgeschichte niedrigere 
Standards für den Schutz von Zivilisten vereinbart würden als die Standards eines 

bereits bestehenden internationalen Vertrages“.
Die Haltung Deutschlands, Frankreichs und Australiens war Anlass für eine unge-

wöhnliche gemeinsame Erklärung, mit der die UNO-Hochkommissarin für Men-
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schenrechte, Navi Pillay, die Generaldirektorin des UNO-Entwicklungsprogramms, 

Helen Clark, sowie die Leiterin der UNO- Abteilung für Katastrophenhilfe, Valeri A-
mos, am Mittwoch (23.11.) öffentlich ebenfalls vor der Unterminierung der Oslo-

Konvention durch ein zweites, schwächeres Abkommen warnten. Auf mehrfache 
Fragen von Journalisten und NGO-VertreterInnen während der zweiwöchigen Ver-

handlungen nach den Mindestanforderungen/der roten Linie der Bundesregierung 

für ein Ja/Nein zu einem Abkommensentwurf verweigerte die  deutsche  Delegation 
jegliche Auskunft.

Wenn die  Bundesregierung tatsächlich die  Absicht hatte, im  Falle  einer formalen 

Abstimmung über den finalen Entwurf am  letzten Freitag mit „Nein“ zu stimmen, 

wie das AA in Reaktion auf meinen Artikel schreibt, so war diese Absicht bislang ihr 
wohlgehütetes Geheimnis. Und es bleibt die Frage, warum die deutsche Delegation 

dieses „Nein“ am letzten Freitag im Unterschied zu 53 anderen Staaten nicht zu 
Protokoll gegeben hat - trotz ausdrücklicher Nachfrage des Konferenzvorsitzenden.

__________________________________________________________________

Die Wiedergabe der Texte erfolgt mit freundlicher Genehmigung von Andreas Zumach.
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